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Gastgewerbestatistik
Monatserhebung

Falls Anschrift oder Firmierung nicht mehr zutreffen, bitte auf Seite 2 korrigieren.

GE Rücksendung bitte bis

Ansprechpartner/-in für Rückfragen
( freiwillige Angabe )

Name:

Telefon oder E-Mail: Rechtsgrundlagen und weitere recht-
liche Hinweise entnehmen Sie der
beigefügten Unterlage, die Bestandteil
dieses Fragebogens ist. Bitte beachten
Sie bei der Beantwortung der Fragen 
die Erläuterungen zu 1  und 2  auf 
Seite 2 in dieser Unterlage.

Vielen Dank für Ihre Mitarbeit.

Unternehmensnummer

Statistisches Landesamt Bremen, An der Weide 14-16, 28195 Bremen

Statistisches Landesamt Bremen
- 301 -
An der Weide 14-16
28195 Bremen

Bei Rückfragen erreichen uns unter

Telefax: 0421/361-6480
E-Mail: handel@statistik.bremen.de

Statistisches Landesamt Bremen
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UnternehmensnummerWZ-Nummer
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Gastgewerbestatistik
Wir bitten Sie, uns die Daten unmittelbar nach Ablauf des Berichtsmonats 
mitzuteilen. Sofern das genaue Umsatzergebnis bis zu diesem Zeitpunkt
noch nicht feststeht, bitten wir um die fristgerechte Meldung eines sorgfältig 
geschätzten Wertes. Das nachträglich ermittelte genaue Umsatzergebnis 
muss in den Folgemonaten nachgereicht werden. Hierzu sind die Felder für 
Korrekturen/Nachmeldungen vorgesehen.

Meldung für den Berichtsmonat

Monat
z. B. 03

Jahr
z. B. 12

Umsatz des Gesamtunter-
nehmens ohne Umsatzsteuer

in vollen Euro 1

Anzahl der Beschäftigten  2
einschl. tätigen Inhaber/-innen

Vollzeit Teilzeit

Nachmeldungen, Korrekturen für Vormonate

Monat
z. B. 02

Jahr
z. B. 12

Umsatz des Gesamtunter-
nehmens ohne Umsatzsteuer

in vollen Euro 1

Anzahl der Beschäftigten  2
einschl. tätigen Inhaber/-innen

Vollzeit Teilzeit

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

T (0421) 361 2804 
T (0421) 361 2782 
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Name und Anschrift
Bitte aktualisieren Sie Ihre Anschrift, falls erforderlich.

Bemerkungen
Zur Vermeidung von Rückfragen unsererseits können Sie 
hier auf besondere Ereignisse und Umstände hinweisen, 
die Einfluss auf Ihre Angaben haben.

Bitte zurücksenden an

Statistisches Landesamt Bremen
- 301 -
An der Weide 14-16
28195 Bremen

Erläuterungen zum Fragebogen
Erhebungseinheit
Die Angaben werden für das Gesamtunternehmen mit allen Nieder-
lassungen und zum Unternehmen gehörenden Hilfs- und Neben-
betrieben ( Verwaltung, Lager, Produktion usw. ) erbeten. Dabei 
sind auch alle nicht zum Gastgewerbe gehörenden Tätigkeiten ein-
zuschließen. Nicht zu berücksichtigen sind nur rechtlich selbststän-
dige Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen im Ausland.

 Umsatz
Der Umsatz aus Gastgewerbe umfasst Umsätze aus Beherber-
gung, aus Gaststätten-, Kantinen- und Cateringleistungen.
Anzugeben ist der Gesamtbetrag der abgerechneten Liefe-
rungen und sonstigen Leistungen ( ohne Umsatzsteuer ) 
zuzüglich Bedienungsgeld.
Hierzu gehören z. B.
– Eigenverbrauch,
– Verkäufe an Betriebsangehörige,
– Getränke-, Sekt- und Vergnügungssteuer,
– gesondert in Rechnung gestellte Kosten für Fracht, 

Porto, Verpackung sowie Nebenerlöse usw.,
– Erlöse aus Trink- und Imbisshallen,
– Verkaufserlöse aus gewerblichen Nebenbetrieben und
– Umsätze aus sonstigen Dienstleistungen.
Nicht hierzu gehören
– außerordentliche Erträge ( z. B. aus dem Verkauf von 

Anlagevermögen ),
– betriebsfremde Erträge ( z. B. Einnahmen aus Vermietung

und Verpachtung von betriebsfremd genutzten Gebäuden ),
– finanzielle Erträge ( z. B. Zinsen, Dividenden aus 

Beteiligungen ),
– betriebliche Subventionen und
– durchlaufende Posten ( z. B. Kurtaxe,

Fremdenverkehrsabgabe ).
Preisnachlässe wie Rabatte, Boni oder Skonti sowie sonstige 
Erlösschmälerungen ( z. B. Rückvergütungen ) sind vom Umsatz 
abzuziehen, wenn sie noch im gleichen Monat verbucht werden.

Bei der Ermittlung des Monatsumsatzes sind Retouren und 
Gutschriften sofort abzusetzen.
Spätere Veränderungen sind als Korrektur für den Monat der 
Rechnungsstellung zu melden.

 Bei Zugehörigkeit zu einer umsatzsteuerlichen Organschaft 
sind sowohl der auf das Unternehmen entfallende Umsatz mit 
Dritten als auch die mit den übrigen Tochtergesellschaften bzw. 
der Muttergesellschaft getätigten Innenumsätze anzugeben.

 Beschäftigte ( Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigte )
Beschäftigte sind alle im Unternehmen tätigen Personen.
Hierzu gehören z. B.
– mitarbeitende Inhaber/Inhaberinnen,
– unbezahlt mithelfende Familienangehörige,
– Heimarbeiter/Heimarbeiterinnen, Reisende, Lieferpersonal, 

die vom Unternehmen vergütet werden,
– Gesellschafter/Gesellschafterinnen, Vorstandsmitglieder,
– andere leitende Personen, soweit sie vom befragten Unter-

nehmen Bezüge erhalten, die steuerlich als „Einkünfte aus 
nicht selbstständiger Arbeit“ angesehen werden,

– vorübergehend Abwesende ( z. B. wegen Erkrankung, 
Urlaub oder Mutterschutz ),

– Auszubildende und
– geringfügig Beschäftigte mit 400-Euro-Jobs, Aushilfen.
Nicht hierzu gehören
– Arbeitskräfte, die von anderen Unternehmen zur Verfügung

gestellt werden oder im Auftrag anderer Unternehmen 
Reparatur- oder Instandhaltungsarbeiten ausführen und

– Wehr- oder Zivildienstleistende.
Bei Vollzeitbeschäftigten entspricht die regelmäßige Wochen-
arbeitszeit der orts-, branchen- und betriebsüblichen Wochen-
arbeitszeit.

 Bei Teilzeitbeschäftigten ist die regelmäßige Wochenarbeits-
zeit kürzer als bei vergleichbarer Vollzeitbeschäftigung. Der 
Umfang der Reduzierung ist dabei unerheblich.
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Rechtsgrundlagen
Handelsstatistikgesetz ( HdlStatG ) vom 10. Dezember 2001 
( BGBl. I S. 3438 ), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
23. November 2011 ( BGBl. I S. 2298 ) geändert worden ist, in 
Verbindung mit dem Bundesstatistikgesetz ( BStatG ) vom 
22. Januar 1987 ( BGBl. I S. 462, 565 ), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 7. September 2007 ( BGBl. I S. 2246 ) geändert 
worden ist, i. V. m. der Gastgewerbeverordnung vom 30. Juni 2011 
( BGBI. I S. 1348 ).

Hilfsmerkmale
Name und Anschrift der Auskunftspflichtigen sowie Name, Telefon-
nummer und E-Mail-Adresse der für Rückfragen zur Verfügung 
stehenden Person sind Hilfsmerkmale, die lediglich der techni-
schen Durchführung der Erhebung dienen.
In diesem Zusammenhang verweisen wir auf das Anschreiben zur 
Meldepflicht. Diesem ist auch die ausführliche Unterrichtung nach 
§ 17 BStatG beigefügt. Die Unterrichtung enthält unter anderem 
Informationen zum Zweck der Erhebung, zur Auskunftspflicht und 
zur Geheimhaltung.

Hinweise zur Gastgewerbestatistik 
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Statistisches Landesamt Bremen

Zweck, Art und Umfang der Erhebung
Die Ergebnisse der Gastgewerbestatistik werden als Ent-
scheidungshilfen für konjunktur- und strukturpolitische Zwecke 
nicht nur von der EU-Kommission, der Bundesregierung und 
den Landesregierungen, sondern auch von der Wirtschaft 
selbst und ihren Verbänden benötigt. Die jährliche Struktur-
erhebung wird als Stichprobe bundesweit bei höchstens 
12 000 Unternehmen des Gastgewerbes durchgeführt. Gast-
gewerbeunternehmen mit einem Netto-Jahresumsatz von 
mehr als 150 000 Euro sind zusätzlich monatlich auskunfts-
pflichtig.

Rechtsgrundlagen
Handelsstatistikgesetz ( HdlStatG ) vom 10. Dezember 2001 
( BGBl. I S. 3438 ), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 23. November 2011 ( BGBl. I S. 2298 ) geändert worden 
ist, in Verbindung mit dem Bundesstatistikgesetz ( BStatG ) 
vom 22. Januar 1987 ( BGBl. I S. 462, 565 ), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. September 2007 
( BGBl. I S. 2246 ) geändert worden ist, i. V. m. der Gast-
gewerbeverordnung vom 30. Juni 2011 ( BGBI. I S. 1348 ).

Auskunftspflicht
Die Auskunftspflicht ergibt sich aus § 8 HdlStatG in Verbindung 
mit § 15 BStatG. Hiernach sind die Inhaber/Inhaberinnen oder 
Leiter/Leiterinnen der Unternehmen zur Auskunftserteilung 
verpflichtet. 

Erhoben werden die Angaben zu § 6 Absatz 2 Nummer 1 
Handelsstatistikgesetz.

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Aufforderung 
zur Auskunftserteilung haben nach § 15 Absatz 6 BStatG 
keine aufschiebende Wirkung.

Nach § 8 Absatz 3 HdlStatG besteht für Existenzgründer im 
Sinne des § 7g Absatz 7 Satz 2 und 3 des Einkommensteuer-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Oktober 2002 ( BGBl. I S. 4210, 2003 I S. 179 ) im Kalen-
derjahr der Betriebseröffnung keine Auskunftspflicht. In den 
beiden folgenden Kalenderjahren besteht keine Auskunfts-
pflicht, wenn das Unternehmen im jeweils letzten abgeschlos-
senen Geschäftsjahr Umsätze in Höhe von weniger als 
500 000 Euro erwirtschaftet hat. Existenzgründer, die von 
ihrem Recht, keine Auskunft zu erteilen, Gebrauch machen 
wollen, haben das Vorliegen der vorgenannten Vorausset-
zungen nachzuweisen. Es steht ihnen jedoch frei, die Aus-
künfte zu erteilen.

Geheimhaltung
Die erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 BStatG 
grundsätzlich geheim gehalten. Nur in ausdrücklich gesetz-
lich geregelten Ausnahmefällen dürfen Einzelangaben über-
mittelt werden.

Nach § 9 HdlStatG dürfen an die obersten Bundes- und Lan-
desbehörden für die Verwendung gegenüber den gesetzge-
benden Körperschaften und für Zwecke der Planung, jedoch 
nicht für die Regelung von Einzelfällen, vom Statistischen 
Bundesamt und den statistischen Ämtern der Länder Tabellen 
mit statistischen Ergebnissen übermittelt werden, auch soweit 
Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen.

Nach § 16 Absatz 6 BStatG ist es auch zulässig, den Hoch-
schulen oder sonstigen Einrichtungen mit der Aufgabe unab-
hängiger wissenschaftlicher Forschung für die Durchführung 
wissenschaftlicher Vorhaben Einzelangaben dann zur Verfü-
gung zu stellen, wenn diese so anonymisiert sind, dass sie nur 
mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten 
und Arbeitskraft dem Befragten oder Betroffenen zugeordnet 
werden können. 

Nach § 47 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
( GWB ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 2005 
( BGBl. I S. 2114 ), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 26. Juli 2011 ( BGBl. I S. 1554 ), geändert worden ist, 
werden der Monopolkommission für die Begut-achtung der 
Entwicklung der Unternehmenskonzentration zusammenge-
fasste Einzelangaben über die Vomhundertanteile der größten
 Unternehmensgruppen, Unternehmen, Betriebe oder fach-
lichen Teile von Unternehmen des jeweiligen Wirtschaftsbe-
reichs übermittelt. Hierbei dürfen die zusammengefassten 
Einzelangaben nicht weniger als drei Einheiten betreffen und 
keine Rückschlüsse auf zusammengefasste Angaben von 
weniger als drei Einheiten ermöglichen. Die Pflicht der Ge-
heimhaltung besteht auch für Personen, die Empfänger von 
Einzelangaben sind.

Hilfsmerkmale, laufende Nummern/Ordnungsnummern, 
Löschung, Statistikregister
Name und Anschrift des Unternehmens sowie Name, Telefon-
nummer und E-Mail-Adresse der für Rückfragen zur Verfü-
gung stehenden Person sind Hilfsmerkmale, die lediglich 
der technischen Durchführung der Erhebung dienen. Der 
Fragebogenteil, auf dem sich diese Hilfsmerkmale befinden, 
wird spätestens nach Abschluss der nächsten Erhebung 
vollständig vernichtet. 

Die verwendete Unternehmensnummer dient der Unterschei-
dung der in der Erhebung einbezogenen Unternehmen bzw. 
Auskunftspflichtigen und der rationellen Aufbereitung der 
Erhebung. Sie besteht aus einem Teil, der für das jeweilige 
Bundesland zur Verfügung gestellt wird, und aus einer laufen-
den frei vergebenen Nummer. 

Name und Anschrift des Unternehmens bzw. der Auskunfts-
pflichtigen, die Unternehmensnummer sowie der Schwerpunkt 
der wirtschaftlichen Tätigkeit werden zusammen mit den An-
gaben zu tätigen Personen und zum Gesamtumsatz in das 
Unternehmensregister für statistische Verwendungszwecke 
( Statistikregister ) aufgenommen. 

Rechtsgrundlage hierfür sind § 13 BStatG und die Verordnung 
( EG ) Nr. 177/2008 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 20. Februar 2008 ( ABI. L 61 vom 5.3.2008, S. 6 ).

Erhebungseinheit
Die Angaben werden für das Gesamtunternehmen mit allen 
Niederlassungen und zum Unternehmen gehörenden Hilfs- 
und Nebenbetrieben ( Verwaltung, Lager, Produktion usw. ) 
erbeten. Dabei sind auch alle nicht zum Gastgewerbe 
gehörenden Tätigkeiten einzuschließen. Nicht zu berücksich-
tigen sind nur rechtlich selbstständige Tochtergesellschaften 
und Zweigniederlassungen im Ausland.

Unterrichtung nach § 17 Bundesstatistikgesetz

Gastgewerbestatistik G..

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


